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Der Dagmersellen-Entscheid und seine Bedeutung für die Landwirtschaft
In dieser Woche möchten wir einen aktuel-
len Entscheid des Bundesgerichts zum 
Thema Gewässerraum näher beleuchten. 
Die Auswirkungen der Gewässerschutzge-
setzgebung in der Praxis nimmt langsam 
konkret Gestalt an. 

Ausgangslage
Im Entscheid Nr. 1C_565/2013 vom 12. Juni 
2014 stand ein Bauprojekt in der Wohn- und 
Gewerbezone der Gemeinde Dagmersellen 
zur Beurteilung. Dabei sollten Mehrfamili-
enhäuser im Uferbereich der Wigger er-
stellt werden. Die nötige Ausnahmebewilli-
gung für das Bauen im Gewässerraum war 
erteilt worden und die erhobenen Einspra-
che wurden abgewiesen. Dies wurde auch 
vom Kantonsgericht bestätigt. 

Die Nachbarn zogen den Fall weiter vor 
Bundesgericht. Sie stellten sich auf den 
Standpunkt, dass die zu überbauenden Par-
zellen nicht als dicht überbautes Gebiet be-
trachtet werden dürfen und deshalb zu Un-
recht eine Ausnahmebewilligung erteilt 
worden war. Das Bundesgericht hiess die 
Beschwerde der Nachbarn gut und verwei-

gerte dem Bauprojekt, welches zwischen 
acht und elf Metern in den Gewässerraum 
hineinragte, die Erteilung einer Ausnahme-
bewilligung.

Rechtliche Grundlagen im Bundesrecht
Die Regelung zum Gewässerraum entstand 
als Gegenentwurf zur Volksinitiative «Le-
bendiges Wasser (Renaturierungs-Initia-
tive)». Dabei wurden im Gewässerschutz-
gesetz Bestimmungen zur Revitalisierung 
der Gewässer und zur Sicherung und ex-
tensiven Bewirtschaftung des Gewässer-
raums eingeführt. Der für den Gewässer-
raum nötige Raumbedarf von Fliessge-
wässern wird in Art. 41a Abs. 1 und 2
der Gewässerschutzverordnung festgelegt. 
Ausgangspunkt ist die natürliche Breite des 
Fliessgewässers, wobei der Gewässer-
raum immer mindestens 11 Meter beträgt. 
Der Gewässerraum darf nur extensiv ge-
staltet und bewirtschaftet werden. Zudem 
dürfen grundsätzlich nur standortgebunde-
ne und im öffentlichen Interesse liegende 
Anlagen erstellt werden (z. B. Fuss- und 
Wanderwege, Brücken etc.). Lediglich in 

dicht überbauten Gebieten erlaubt die Ge-
wässerschutzverordnung Ausnahmen.

Bis zur defi nitiven Festlegung der Ge-
wässerräume sind die obengenannten Nut-
zungseinschränkungen auf einem Streifen 
beidseitig des Gewässers zu beachten, 
dessen Breite von derjenigen der bestehen-
den Gerinnesohle abhängig ist (Ziff. 2 der 
Übergangsbestimmungen zur eidgenössi-
schen Gewässerschutzverordnung). In an-
deren Kantonen – u. a. auch Zürich – wur-
den eigene Übergangsregelungen festge-
setzt.

Wo sind Ausnahmen möglich
und wo nicht?
Im erwähnten Entscheid musste das Ge-
richt zunächst entscheiden, ob das Baupro-
jekt überhaupt im «dicht überbauten» Ge-
biet liegt und somit eine Ausnahmebewilli-
gung erteilt werden durfte. Bei der Prüfung 
der «dichten Überbauung» muss sich das zu 
beurteilende Gebiet entweder logisch von 
seiner Umgebung abgrenzen lassen (z. B. 
durch Hügel oder Verkehrsachsen) oder 
eine Fläche von mindestens 5000 m2 auf-

weisen. Wenn in einem zweiten Schritt be-
stätigt wird, dass dieses Gebiet weitge-
hend von Bauten und Anlagen frei ist 
(Richtwert sind weniger als 50 Prozent be-
festigte Strukturen), liegt von vornherein 
kein dicht überbautes Gebiet vor. Erst wenn 
dies verneint wird, kommt es in einem drit-
ten Schritt zu einer Einzelfallbeurteilung.

Im Dagmersellen-Entscheid war die Aus-
gangslage so, dass das Baugrundstück zwar 
teilweise überbaut war, aber sich klar ausser-
halb des Dorfkerns in peripherer Lage befand. 
Das Gebiet sei deshalb nicht «dicht», sondern 
bloss «weitgehend» überbaut. In solchen
Fällen überwiege nach Ansicht des Bundes-
gerichts das Interesse am ausreichenden 
Raumbedarf des Gewässerraums gegenüber 
dem Interesse an einer verdichteten Über-
bauung. Die Schlussfolgerung lautete somit: 
kein dicht überbautes Gebiet, keine Ausnah-
mebewilligung und kein bewilligungsfähiges 
Bauprojekt.

Folgen für die Landwirtschaft
Wie erwähnt, befand sich das zu beurteilen-
de Gebiet nicht in der Landwirtschafts-, son-

dern in der Wohn- und Gewerbezone. Zwei 
Grundaussagen des Entscheids sollten aber 
zu denken geben:
− Zum einen ist nun klar, dass die Ausnah-

meregelung von Art. 41c GSchV in der 
Landwirtschaftszone keine Bedeutung er-
langen wird: «dicht überbautes Gebiet» 
und Landwirtschaft schliessen sich in der 
Regel zum Vornherein aus. 

− Zum anderen verlangte die bundesgericht-
liche Rechtsprechung explizit, dass die 
Nutzungsbeschränkungen im Gewässer-
raum (u. a. bzgl. Düngereinsatz, Standort-
gebundenheit von Anlagen etc.) restriktiv 
auszulegen sind.

Die Lage ist sicher nicht einfacher geworden. 
Immerhin hat das Bundesgericht in einem 
Nebensatz nochmals ausdrücklich festge-
halten, dass bestehende Bauten im Gewäs-
serraum – unabhängig von der Nutzungszone 
– Bestandesschutz geniessen. Dies müsste
u. E. auch bezüglich der nötigen Unterhalts- 
und Erneuerungsarbeiten Geltung haben.

RA lic. iur. Raphael Meyer
Niklaus Rechtsanwälte, Dübendorf �
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Regionalkomitee:  
www.einheitskasse-nein.ch
Postfach 6136, CH-3001 Bern

«Die soziali stische 
staatliche Einheits-
kasse löst keine 
Probleme!»
Nationalrat Alfred Heer (SVP), Zürich

Ihre Versicherungsberatungsstelle:

Zürcher Bauernverband 
Lagerstrasse 14 
8600 Dübendorf
Tel. 044 217 77 55 
www.zbv.ch

Für die Bauernfamilien!

Mit uns federn Sie hohe 

Zahnarztkosten ab:

AGRI-dental!
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ERSTE PRESSEKONFERENZ AUF DEM BETRIEB VON FAMILIE FREI, WATT

«underwägs vo puur zu puur» zu Gast im Bezirk Dielsdorf 
Am eidgenössischen Buss- und 
Bettag, Sonntag, 21. September 
2014, öffnen zehn landwirt-
schaftliche Betriebe im Zürcher 
Unterland ihre Tore. Rund 15000 
Personen sind per Velo, zu Fuss 
oder mit ÖV und Shuttle-Bus 
«underwägs vo puur zu puur». 
Das OK «underwägs vo puur zu 
puur» lud vorab zur ersten Pres-
sekonferenz ein.

Am Dienstag, 9. September 2014, ver-
sammelten sich Medienschaffende 
und Interessierte auf dem Hof von 
Hans Frei zur ersten Pressekonferenz. 
Die Gelegenheit wurde genutzt, um 
die Idee des Events sowie die diesjäh-
rigen Besonderheiten näher vorzu-
stellen. Die Teilnehmenden wurden 
herzlich von Urs Amacher, OK-Präsi-
dent, begrüsst. In seiner Ansprache 

stellte er den Bezirk Dielsdorf näher 
vor. Stadt und Land befi nden sich hier 
auf engem Raum und so sind sich die 
Landwirtschaft und die Erholungssu-
chenden sehr nah. Ziel der Grossver-
anstaltung «vo puur zu puur» ist es, 
die Bevölkerung auf die wertvolle Tä-
tigkeit der Landwirtschaft aufmerk-
sam zu machen und ihnen während 
diesem Tag einen Einblick in den 

spannenden Alltag eines Bauernbe-
triebes zu gewähren.

Regionale Rohstoffe verwenden
Anlässlich der Pressekonferenz refe-
rierte René Fleischli, Bäckerei-Condi-
torei Fleischli, über seine Verbindung 
zur Landwirtschaft – insbesondere in 

An der Pressekonferenz referierten Urs Amacher, René Fleischli und Hans Frei
(von links).

I N FO

«vo puur zu puur 2015»: Betriebe im Bezirk Winterthur gesucht
Nächstes Jahr ist die Veranstaltung «vo puur zu puur» unterwegs im Bezirk Winterthur. Am Sonntag, 
20. September 2015, laden die Bauernfamilien die Bevölkerung zu einem erlebnisreichen Tag auf ihrem 
Hof ein. Wir sind auf der Suche nach Betrieben, welche nächstes Jahr gerne mitmachen würden. Mel-
den Sie sich jetzt, stellen Sie uns Ihre Fragen und vielleicht bereichern Sie schon bald die nächste 
Durchführung von «vo puur zu puur». Interessierte Betriebe laden wir gerne an die diesjährige Veran-
staltung am Sonntag, 21. September 2014, ein. 

Betriebe melden sich bitte bis am Dienstag, 16. September 2014, bei: 
Samuel Herrmann, sam.herrmann@bluewin.ch, Telefon 052 336 20 62

Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldung! �

Fortsetzung auf Seite 2

Öffentliches Podium zum Thema

Einheitskasse Ja oder Nein? 
Datum: 9. September 2014, 19.30 Uhr (Türöffnung 19.00 Uhr)
Ort: Hotel Banana City, Schaffhauserstrasse 8, Winterthur
Pro:
− Beat Bloch 
 Kantonsrat CSP
– Kathy Steiner 
 Kantonsrätin Grüne
– Jacqueline Fehr 
 Nationalrätin SP
Contra:
− Jürg Stahl  
 Nationalrat SVP
– Beat Walti 
 Nationalrat FDP
– Thomas Weibel  
 Nationalrat GLP
Moderation: 
Jakob Bächtold 
Stv. Chefredaktor Landbote
Im Anschluss findet ein Apéro statt.

www.einheitskasse-nein.ch 




